Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


(Jr. 3991.) Beſtaͤtigungs- Urkunde, betreffend die Reviſion der Statuten der unterm 
31. Dezember 1845. genehmigten Geſellſchaft fuͤr Bergbau und Zinkfabri⸗ 
kation zu Stolberg, welche fortan den Namen „Aktiengeſellſchaft für 
Bergbau, Blei- und Zinkfabrikation zu Stolberg und in Weſtphalen“ fuͤhrt. 
Vom 3. April 1854. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


fuͤgen hiemit zu wiſſen, daß Wir, nachdem die unterm 31. Dezember 1845. 
von Uns genehmigte „Geſellſchaft fuͤr Bergbau und Zinkfabrikation zu Stol⸗ 
berg“ in der Generalverſammlung vom 10. Auguſt 1853. die Erhoͤhung des 
„Grundkapitals und die Reviſion ihrer Geſellſchaftsſtatuten beſchloſſen hat, den 
in Folge dieſer Beſchluͤſſe in dem notariellen Akt vom 27. Februar d. 
feſtgeſtellten und verlautbarten revidirten Statuten dieſer, fortan die Firma 
„Aktiengeſellſchaft fuͤr Bergbau, Blei- und Zinkfabrikation zu 
Stolberg und in Weſtphalen“ fuͤhrenden, Geſellſchaft auf Grund des 
Geſetzes uͤber die Aktiengeſellſchaften vom 9. November 1843. Unſere landes⸗ 
herrliche Beſtaͤtigung ertheilt haben. 

Wir befehlen, daß dieſe Urkunde mit den notariellen Akten vom 
10. Auguſt 1853. und 27. Februar 1854. fuͤr immer verbunden und nebſt dem 
Wortlaut der revidirten Statuten durch die Geſetz-Sammlung und durch die 
Amtsblaͤtter Unſerer Regierungen zu Aachen und Arnsberg zur oͤffentlichen 
Kenntniß gebracht werden ſoll. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beide 
drucktem Koͤniglichen Inſiegel. 3 9 ſchrif ig 


Gegeben Charlottenburg, den 3. April 1854. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. d. Heydt. Simons. 


Jahrgang 1854. (Nr. 3991.) 24 Sta: 
Ausgegeben zu Berlin den 4. Mai 1854, 


Statuten | 
der zu Aachen domizilirten Aktien⸗Geſellſchaft für Bergbau, 
Blei⸗ und Zinkfabrikation zu Stolberg und in Weſtphalen. 


E Kapitel I. 
Bildung, Sitz und Dauer der Geſellſchaft. 


Artikel 1. 


Unter dem Vorbehalte der landesherrlichen Genehmigung werden die am 
ein und dreißigſten Dezember achtzehn hundert fünf und vierzig betagten 
Statuten der zu Aachen unter dem Namen: „Geſellſchaft für Bergbau und 
Zinkfabrikation zu Stolberg“ beſtehenden anonymen Geſellſchaft fuͤr alle Aktio⸗ 
naire derſelben und jene Perſonen, welche ſich durch Erwerbung von Aktien 
noch daran betheiligen werden, nunmehr in folgender Art feſtgeſtellt. 


Dieſe Geſellſchaft erhaͤlt den Namen: 


„Aktien⸗Geſellſchaft für Bergbau, Blei- und Zinkfabrikation 
b zu Stolberg und in Weſtphalen.“ 


Artikel 2. 


Der Sitz der Geſellſchaft iſt zu Aachen. Doch iſt die Geſellſchaft ver- 
pflichtet, neben dem Gerichtsſtande ihres Wohnſitzes auch bei denjenigen Ge⸗ 
richten des Inlandes, in deren Jurisdiktions-Bezirken fie geſchaͤftliche Etabliſſe⸗ 
mente gründet, als Beklagte Recht zu nehmen; auf Klagen der Aktionaire als 
ſolche gegen die Geſellſchaft findet dies aber nicht Anwendung. 


Artikel 3. 


Die Dauer der Geſellſchaft iſt auf fuͤnf und zwanzig Jahre beſtimmt, 
die mit dem erſten Januar achtzehnhundert ſechs und vierzig begonnen haben. 
Mit dem Ablauf dieſer fuͤnf und zwanzig Jahre ſoll die Geſellſchaft fuͤr einen 
neuen Zeitraum von fuͤnf und zwanzig Jahren, und ſo weiter von fuͤnf und 
zwanzig zu fuͤnf und zwanzig Jahren fortbeſtehen, wenn in den erſten ſechs 
Monaten des fünf und zwanzigſten Jahres nicht eine wenigſtens zwei Drittel 
aller Aktien in ſich vereinigende Zahl der Aktionaire gegen dieſe Verlaͤngerung 
Einſpruch erhoben hat. 3 


Dieſe Einfprüche muͤſſen den fungirenden Mitgliedern des Verwaltungs⸗ 
rathes da, wo die Geſellſchaft ihren Sitz hat, und durch außergerichtliche 
Urkunden kund gethan werden; zu gleicher Zeit muͤſſen die Opponenten u 

: Aktien 


wm 
Aktien bei jenen Mitgliedern, welche daruͤber Empfangsſcheine ausſtellen wer⸗ 
den, hinterlegen. i 


Der Verwaltungsrath wird alsdann vor den letzten drei Monaten des 
fuͤnf und zwanzigſten Jahres eine außerordentliche Generalverſammlung be⸗ 
berufen, um darin die Zahl der Einſpruͤche offen zu legen, und entweder fuͤr 
den Fall, daß die Opponenten nicht wenigſtens zwei Drittel der Aktien repraͤ⸗ 
ſentiren, die Fortſetzung der Geſellſchaft, oder im entgegengeſetzten Falle die 
Liquidirung derſelben aussprechen zu laſſen. 

Jede Verlaͤngerung der Dauer der Geſellſchaft uͤber die Friſt von fuͤnf⸗ 
zig Jahren, vom erſten Januar achtzehnhundert ſechs und vierzig an gerechnet, 
bedarf der landesherrlichen Beſtaͤtigung. 


Kapitel II. 
Gegenſtand der Geſellſchaft. 


Artikel 4. 


Die Geſellſchaft bezweckt: 


1) die Ausbeutung von Galmei, Kohlen, Eiſen, Blei, Braunkohlen und 
von allen anderen Metallen und nützlichen Erzen in allen Konzeſſionen, 
welche der Geſellſchaft, unter welchem Titel es immer ſein mag, in der 
Rheinprovinz und in Weſtphalen zugehoͤren oder zugehoͤren werden; 

das Aufſuchen dieſer verſchiedenen Mineralien, die Erlangung, den An⸗ 
kauf und die Pachtung der zur Ausbeutung derſelben erforderlichen Kon⸗ 

f zeſſionen; 

3) bie Fabrikation und das Walzen des Zinks, ſowie die Darſtellung von 
Blei, Eiſen und allen anderen Metallen in den Hüften der Geſellſchaft 
and in allen anderen Etabliſſementen, welche fie zu errichten für gut 
finden wird; 

4) ben Handel mit Zink, Eiſen, Blei und anderen Metallen, ſowie den 
daraus zu gewinnenden Produkten und den Verkauf der Kohlen aus 
den Bergwerken, welche der Geſellſchaft eigenthuͤmlich zugehoͤren oder zu⸗ 
gehoͤren werden, oder die ſie anpachten wird; 
endlich alle Geſchaͤfte, welche ſich an die oben sub eins bis vier erwaͤhn⸗ 
ten Gegenſtaͤnde anſchließen. 


5 


— 


Artikel 5. 
Alle in dem vorhergehenden Artikel nicht ſpeziell angefuͤhrte Operationen 
ſind der Geſellſchaft foͤrmlich unterſagt; doch bezieht dieſes Verbot ſich nicht 
auf den auslaͤndiſchen Geſchaͤftsverkehr der Geſellſchaft. f 
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Kapitel III. 


Kapital der Geſellſchaft. — 1 deſſelben in Aktien. — 
Deſſen Verwen dung. — Form der Aktien. — Uebertrag. — 
5 Umfchreibung. g 


Artikel 6. 


Das Grundkapital beſteht aus vier Millionen Thalern Preußiſch Kurant. 
Daſſelbe zerfaͤllt in vierzigtauſend Aktien, jede von hundert Thalern. 


Die bisher auf zweihundert Thaler lautenden Aktien des fruͤheren, zwei 
Millionen Thaler betragenden Grundkapitals, werden gegen neue auf hundert 
Thaler lautende Aktien des auf vier Millionen Thaler erhöhten Kapitals fofort 
in der Art umgetauſcht, daß der Inhaber einer alten Aktie von zweihundert 
Thalern dagegen zwei neue Aktien von hundert Thalern erhaͤlt. 


Von den noch nicht ausgegebenen zwei Millionen Thalern des Aktien— 
Kapitals werden drei Viertel oder Eine und eine halbe Million Thaler gleich 
emittirt und der Reſt zu derjenigen Zeit und unter denjenigen Bedingungen 
ausgegeben, welche der Verwaltungsrath fuͤr die Emiſſion derſelben nuͤtzlich 
erachtet, ohne daß jedoch eine Aktie des neuen Kapitals je unter Pari emittirt 
werden darf. 


Artikel 7. 


Die Aufforderung zu dem eben im Artikel 6. erwaͤhnten Umtauſche der 
Aktien erfolgt durch den Generaldirektor der Geſellſchaft zu vier verſchiedenen 
Malen in Zwiſchenraͤumen von drei Monaten, durch die im Artikel ſechs und 
a Geſellſchaftsblaͤtter und durch das Amtsblatt der Regierung 
zu Aachen. N 


Nach Ablauf von drei Monaten, von der letzten Bekanntmachung an ge⸗ 
rechnet, wird durch den Verwaltungsrath ein Praͤkluſivtermin auf ein Jahr 
hinaus angeſetzt und in jedem Monate einmal durch die angeführten Blätter 
bekannt gemacht. Mit dem Eintritt des Praͤkluſivtermins werden alle nicht 
eingelieferte fruͤhere Aktiendokumente des Jahres achtzehnhundert ſechs und 
vierzig unguͤltig und alle Anſpruͤche aus denſelben an die Geſellſchaft erloͤſchen. 


Artikel 8. 


Die Aktien der Geſellſchaft lauten auf jeden Inhaber; ſie werden in 
Deutſcher Sprache nach dem beiliegenden Schema A. abgefaßt. 


Jede Aktie wird mit einer laufenden Nummer verſehen, aus dem Stamm⸗ 
Regiſter ausgezogen und von zweien Mitgliedern des Verwaltungsrathes und 
dem Generaldirektor unterzeichnet. ö N 

Den 
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Den Aktiendokumenten ſind Dividendenſcheine in Deutſcher Sprache 
nach dem Schema B. angeheftet. 
Die Beifuͤgung einer Franzoͤſiſchen Ueberſetzung der Aktiendokumente 
und der Dividendenſcheine auf deren Ruͤckſeite mit Angabe der Betraͤge in 
Franzoͤſiſchen Geldwerthen bleibt der Geſellſchaft uͤberlaſſen. 


Artikel 9. 


Ueber den Betrag der Aktien hinaus iſt der Aktionair zu keiner Zahlung 
verpflichtet. 


Artikel 10. 


Die Dividenden verjaͤhren zu Gunſten der Geſellſchaft in fünf Jahren, 
und zwar von dem Faͤlligkeitstermine an gerechnet. i a 


Artikel 11. 


5 So lange die fruͤheren Nominalaktien nach Artikel ſechs und ſieben 
innerhalb des dort beſtimmten Praͤkluſivtermins nicht umgewechſelt ſind, ſollen 
die Inhaber derſelben, die kein beſonderes Domizil in Aachen gewaͤhlt haben, 
ſo angeſehen werden, als haͤtten ſie ihr Domizil auf dem Sekretariate des 
Handelsgerichts zu Aachen gewaͤhlt. 


Artikel 12. 


5 Mehrere Rechtsnachfolger und Repraͤſentanten eines Aktionairs ſind 
nicht befugt, ihre Rechte einzeln und getrennt auszuuͤben; fie koͤnnen dieſelben 
vielmehr nur zuſammen und zwar nur durch Eine Perſon wahrnehmen laſſen. 


Artikel 13. 


Der Uebertrag einer auf jeden Inhaber lautenden Aktie erfolgt durch 
die einfache Ueberlieferung des Aktiendokuments. 


Gehen Aktien oder Dividendenſcheine dem Eigenthuͤmer verloren oder 
werden ſie vernichtet, ſo kann deren Mortifikation beantragt und ausgeſprochen 
werden. 


Der Verwaltungsrath erlaͤßt des Endes auf Erſuchen des Betheiligten 
dreimal in Zwiſchenraͤumen von wenigſtens vier Monaten in den im Artikel 
ſechs und dreißig erwaͤhnten Geſellſchaftsblaͤttern eine oͤffentliche Aufforderung, 
die angeblich verlorenen oder vernichteten Dokumente einzuliefern, oder die 
etwaigen Rechte daran geltend zu machen. f 

Sind in zwei Monaten nach der letzten Aufforderung die Dokumente 
nicht eingeliefert oder Rechte nicht geltend gemacht worden, ſo ſpricht das Land⸗ 
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gericht zu Aachen auf den Grund jenes von dem Verwaltungsrathe veranlaßten 
Aufgebots die Mortifikation aus, der Generaldirektor veroͤffentlicht die ſtatt⸗ 
gehabte Mortifikation und an die Stelle der mortifizirten Dokumente werden 
neue ausgefertigt. 


Die Koſten dieſes Verfahrens fallen nicht der Geſellſchaft, ſondern dem 
Betheiligten zur Laſt. 


6 Kapitel IV. 
Inventar. — Gewinnſt. — Dividende. 


Artikel 14. 


f Mit dem ein und dreißigſten Dezember eines jeden Jahres ſoll eine Bilanz 
oder ein Inventar des Aktiv- und Paſſiv⸗Vermoͤgens der Geſellſchaft errichtet, 
in den erſten drei Monaten des folgenden Jahres geſchloſſen und in ein dazu 
beſtimmtes Buch eingetragen werden. 


Der nach Abzug des Paſſivs bleibende Ueberſchuß des Aktivs bildet den 
reinen Gewinn der Geſellſchaft. Der Verwaltungsrath wird in jedem Jahre 
beſtimmen, wie viel in der Bilanz von dem Werthe der Immobilien, Maſchinen, 
Geräthſchaften und anderen beweglichen Gegenftänden, welche das Kapital der 
Geſellſchaft ausmachen, abgeſchrieben werden ſoll. 


Artikel 15. 


Von dem Gewinne werden vorerſt zehn Prozent zur Bildung eines Re⸗ 
ſervefonds zuruͤckbehalten. 5 


Aus dem ſich hiernach ergebenden Ueberſchuſſe wird unter die Aktionaire 
eine Zinsdividende, die jedoch den Betrag von vier und einem halben Prozent 
des Grundkapitals nicht uͤberſteigen darf, zur Vertheilung beſtimmt. ö 
Der alsdann noch bleibende Gewinn wird in folgender Art vertheilt: 
a) zehn Prozent an den im Artikel dreißig erwähnten Generaldirektor; 
b) acht Prozent an die Mitglieder des Verwaltungsrathes; 
c) zwei Prozent an die Beamten der Geſellſchaft fuͤr Dienſtbelohnungen, 
wenn der Verwaltungsrath ſolche zu bewilligen fuͤr gut findet; und 
d) achtzig Prozent an die Aktionaire der Geſellſchaft als zuſaͤtzliche Dividende. 


Sollten die unter a. und c. erwähnten zehn reſp. zwei Prozent ganz 
oder theilweiſe in einem oder anderen Jahre nicht oder nur theilweiſe zur Ver⸗ 
wendung kommen, ſo waͤchſt der Ueberſchuß den Aktionairen als Dividende zu. 


Artikel 16. 


Der’ Reſervefonds kann nur auf den beſonderen und von der General— 
ver⸗ 
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verſammlung der Aktionaire genehmigten Vorſchlag des Verwaltungsrathes 
ganz oder theilweiſe zur Verwendung kommen. i 


Die nutzbare Anlegung deffelben bleibt dem Verwaltungsrathe nach eige⸗ 


nem Ermeſſen uͤberlaſſen. 


Sobald der Reſervefonds die Summe von acht mal hundert tauſend 
Thalern erreicht hat, kann die im vorhergehenden Artikel erwaͤhnte Voraus⸗ 
nahme der zehn Prozent durch einen Beſchluß der Generalverſammlung einſt⸗ 
weilen aufgehoben oder vermindert werden. ö 


Artikel 17. 


Die Dividenden werden den Aktiongiren jaͤhrlich am erſten Oktober be⸗ 
zahlt. Dieſe Zahlung erfolgt gegen Aushaͤndigung der Dividendenſcheine, zu 
Haͤnden des Inhabers derſelben und nach der Wahl eines jeden Aktionairs 
entweder zu Aachen, Cöln, Berlin, oder wenn der Verwaltungsrath es fuͤr an⸗ 
gemeſſen erachtet, an anderen, von ihm zu beſtimmenden Orten, die er Öffentlich 
bekannt zu machen hat. 


Kapitel V. 
Berwaltung. 


Artikel 18. 


Die Geſchaͤftsangelegenheiten der Geſellſchaft werden von einem aus drei⸗ 
zehn nn beſtehenden Verwaltungsrathe und von einem Generaldirek⸗ 
tor verwaltet. \ 


Mindeſtens fieben Mitglieder des Verwaltungsrathes einſchließlich des 
Praͤſidenten und Vizepraͤſidenten muͤſſen Inländer fein; dieſe Beſtimmung tritt 
jedoch erſt vom erſten Januar achtzehnhundert ſechszig an in Kraft. 


Artikel 19. 


Die Mitglieder des Verwaltungsrathes werden von der Generalverſamm⸗ 
lung ernannt. Die Funktionen der Mitglieder des Verwaltungsrathes dauern 
ſechs Jahre und ihre Namen werden in den im Artikel ſechs und dreißig er⸗ 
waͤhnten Zeitungen bekannt gemacht. 5 

Den jetzigen neun Mitgliedern des Verwaltungsrathes treten hinzu: 

die Herren 
a) Vicomte Iwan de Biolley, Eigenthuͤmer, 
b) Victor Simon, Direktor der Bergwerksgeſellſchaft „Nouvelle Mon⸗ 
tagne“ und : 
c) Herrmann Peltzer, Kaufmann, alle drei zu Verviers wohnhaft, und 
(Ir. 3991.) d) ei 
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d) ein Vierter, welchen der Verwaltungsrath in ſeiner naͤchſten Sitzung zu 
erwaͤhlen hat und deſſen Funktionen bis zur diesjaͤhrigen Generalverſamm⸗ 
lung dauern. 


Artikel 20. 


Nach Ablauf von je zwei Jahren ſcheiden vier, in dem dritten Termine 
jedoch jedesmal fuͤnf Mitglieder des Verwaltungsrathes aus. 

Die Reihenfolge des Ausſcheidens wird durch das Loos beſtimmt und in 
der Folge durch das Dienſtalter bezeichnet. Die ausſcheidenden Mitglieder des 
Verwaltungsrathes find wieder wahlbar. . 

Ungeachtet des Obengeſagten verbleiben die neuen Mitglieder de Biolley, 
Simon und Peltzer bis zur ordentlichen Generalverſammlung des Jahres acht- 
zehn hundert zwei und ſechszig in ihren Funktionen, der Art, daß in den Jahren 
achtzehnhundert acht und fuͤnfzig, achtzehnhundert ſechszig und achtzehnhundert 
zwei und ſechszig nur Einer derſelben in der angegebenen Reihenfolge austritt. 


Artikel 241. 


Jedes Mitglied des Verwaltungsrathes muß wenigſtens vierzig Aktien 
eigenthuͤmlich beſitzen; die Scheine dieſer Aktien werden bei der Geſellſchaft 
hinterlegt, dieſelben ſind, ſo lange die Funktionen des Mitgliedes des Verwal— 
tungsrathes dauern, unveraͤußerlich. 


Artikel 22. 


‚Der Verwaltungsrath ernennt unter ſeinen Mitgliedern einen Prafidenten 
und einen Vizepraͤſidenten; ihre Funktionen dauern ein Jahr; ſie koͤnnen wieder 
gewaͤhlt werden. | 

Sind beide abweſend, fo verfieht das an Jahren aͤlteſte der anweſenden 
Mitglieder ihre Stelle. 


Artikel 23. 


Erledigt ſich die Stelle eines Mitgliedes des Verwaltungsrathes, fo 
wird dieſelbe proviſoriſch vom Verwaltungsrathe beſetzt; dieſer hat aber die von 
ihm getroffene Wahl der naͤchſten Generalverſammlung vorzulegen und von ihr 
geht die definitive Ernennung aus. nn 

Das auf dieſe Weiſe ernannte Mitglied uͤbt aber fein Amt nur bis zu 
dem Zeitpunkte aus, wo die Funktionen desjenigen, den er vertritt, aufgehört 
haben wuͤrden. ö b 


Artikel 24. 


Der Verwaltungsrath, der als ſolcher ſeine Verſammlungen nur im 
Inlande 


| 


3 


Inlande halten darf, verſammelt ſich, ſo oft er es fuͤr noͤthig erachtet, aber 


wenigſtens einmal im Monate und in der Regel zu Aachen. ; 
Die Beſchluͤſſe deſſelben werden nach Stimmenmehrheit der anweſenden 


Mitglieder gefaßt. N 


. Im Falle der Stimmengleichheit uͤberwiegt die Stimme des Praͤſidenten 
oder in deſſen Abweſenheit jene des Vizepraͤſidenten, oder, wenn auch dieſer 
abweſend iſt, jene des Alterspraͤſidenten. f 


Zur Faſſung eines guͤltigen Beſchluſſes iſt die Anweſenheit von wenigſtens 
fünf Mitgliedern, und in den Faͤllen, wo der Generaldirektor mit deliberirender 
Sa: 15 Verſammlungen beizuwohnen befugt iſt, auch deſſen Gegenwart 
erforderlich. 


In den Faͤllen, wo der Generaldirektor eine deliberirende Stimme hat 
und den Verſammlungen des Verwaltungsrates nicht beiwohnen würde, koͤnnen 
guͤltige Beſchluͤſſe nur gefaßt werden, wenn ſieben Mitglieder daran Theil nehmen. 


Die Protokolle uͤber die Verſammlungen des Verwaltungsrathes werden 
in ein beſonderes Regiſter eingetragen und von allen anweſenden Mitgliedern 
und von dem Generaldirektor, wenn er an der Berathung Theil genommen 
hat, unterſchrieben. 


Artikel 25. 


Der Verwaltungsrath nimmt von allen Geſchaͤften der Geſellſchaft 
Kenntniß und erkennt uͤber Alles, was dieſelbe betrifft. 


Namentlich: 


beſtimmt er die Verwendung und Anlegung des disponiblen Fonds, 
das Erforderniß, die Art und Weiſe, ſowie die Bedingungen der zu 
machenden Anleihen; erkennt er uͤber die Ankaͤufe von Konzeſſionen, 
Immobilien und Maſchinen, die zum Betriebe der Bergwerke und zur 
Fabrikation der Produkte erforderlich ſind; uͤber die Anlegung von 
Schaͤchten, Stollen, Gaͤngen und anderen wichtigen Arbeiten in den 
Bergwerken; uͤber neue Bauten, große Reparaturen an den Immo⸗ 
bilien und die Errichtung neuer Etabliſſemente; uͤber alle Vertraͤge, 
welche ſich auf die Regulirung der Preiſe und des Abſatzes der Pro⸗ 
dukte der Geſellſchaft beziehen und uͤber alle Uebereinkuͤnfte zur Theil⸗ 
nahme an Geſchaͤften mit Anderen und uͤber alle wichtige Kaͤufe und 
Verkaͤufe von Zink, Blei, Eiſen, Kohlen und anderen von der Ge⸗ 
ſellſchaft ausgebeuteten oder fabrizirten Produkten. 


Auf den Vorſchlag des Generaldirektors ernennt und entſetzt der Ver⸗ 
waltungsrath alle Agenten und Beamte; er beſtimmt ihr Gehalt und die all⸗ 
emeinen Verwaltungskoſten; er iſt befugt, uͤber Alles, was das Intereſſe der 
Geſellſchaft betrifft, Vertraͤge abzuſchließen, ſich zu vergleichen, zu kompromit⸗ 
tiren und zu ſubſtituiren. N 
Jahrgang 1854, (Ir, 3991.) 25 End⸗ 
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Endlich kann der Verwaltungsrath, deſſen Befugniſſe hier oben nur in 


erwaͤhnendem und nicht in beſchraͤnkendem Sinne aufgezählt find, alle andern 
Verwaltungsmaaßregeln ohne irgend eine Ausnahme ausfuͤhren. 


Artikel 26. 


Der Verwaltungsrath hat die Befugniß, mehrere ſeiner Mitglieder zu 
delegiren, um Spezial-Komités zu bilden, in der Abſicht, die Geſchaͤfte der 
Geſellſchaft an allen Orten, wo es noͤthig ſein wird, und namentlich in Frank⸗ 
reich zu leiten. Er ſetzt durch ein beſonderes Reglement die Ausdehnung der 
Vollmacht dieſer Komités feſt. i 


Artikel 27. 


7 Die Mitglieder des Verwaltungsrathes haben kein Recht auf irgend ein 
Gehalt; ſie genießen keinen anderen Vortheil, als denjenigen, welchen die Vor⸗ 
wegnahme der im Artikel fuͤnfzehn erwaͤhnten acht Prozent des Gewinnſtes 
ihnen gewaͤhrt. 


Ihre Reiſekoſten werden ihnen erſetzt. 


Die Vertheilung der acht Prozent, wenn ſolche vorweg genommen wor⸗ 
den, erfolgt unter die Mitglieder des Verwaltungsrathes zu gleichen Theilen. 


Kapitel VI. 
General-Direktion. 


Artikel 28. 


Die Geſellſchaft hat einen Generaldirektor, welcher auf den Vorſchlag 
des Verwaltungsrathes von der Generalverſammlung der Aktionaire ernannt 
und deſſen Namen in den im Artikel ſechs und dreißig erwähnten Geſellſchafts⸗ 
blättern öffentlich bekannt gemacht wird. . 


Der Generaldirektor kann durch einen von dem Verwaltungsrathe mit 
einer Stimmenmehrheit von wenigſtens zwei Drittel aller Mitglieder deſſelben 
gefaßten Beſchluß von ſeinem Amte ſuspendirt werden; die definitive Entſetzung 
deſſelben kann nur durch die Generalverſammlung erfolgen. Vor der Suspen⸗ 
ſion ſowohl, als vor der Entſetzung muß der Generaldirektor in ſeinen Erklaͤ⸗ 
rungen gehoͤrt werden. 


Artikel 29. 


Der Generaldirektor wohnt, jedoch nur mit Fonfultativer Stimme, allen 
Verſammlungen des Verwaltungsrathes bei. N 


Ar⸗ 


oe 


Artikel 30. 


Ungeachtet der Beſtimmungen der beiden vorhergehenden Artikel acht 
und zwanzig und neun und zwanzig und kraft der fruͤheren Statuten iſt dem 
Herrn Marquis de Saſſenay, zu Aachen wohnhaft, das Amt eines General⸗ 
direktors auf zehn nach einander folgende Jahre, die mit der erſten General⸗ 
verſammlung achtzehnhundert ſechs und vierzig begonnen haben, uͤbertragen 
worden. Es verbleibt bei dieſer Beſtimmung. 


Derfelbe kann niemals von dem Verwaltungsrathe ſuspendirt und nur 
aus wichtigen Gruͤnden und auf den einſtimmigen Vorſchlag des Verwaltungs— 
rathes durch einen Beſchluß der Generalverſammlung der Aktionaire ſeines 
Amtes entſetzt werden. 


Herr de Saſſenay bezieht von der ordentlichen Generalverſammlung des 
Jahres achtzehnhundert drei und fuͤnfzig an, fuͤr perſoͤnliche und Repraͤſenta⸗ 
tionskoſten ein jaͤhrliches Gehalt, deſſen Hoͤhe auf den Vorſchlag des Verwal⸗ 
tungsrathes von der Generalverſammlung feſtgeſetzt wird; außerdem ſteht dem 
Herrn de Saſſenay das Recht auf die oben im Artikel fuͤnfzehn ſtipulirten zehn 
Prozent des Gewinnſtes zu. a | 


Herr de Saſſenay iſt befugt, allen Verſammlungen des Verwaltungs⸗ 
rathes mit deliberirender Stimme beizuwohnen, nur den Fall ausgenommen, 
wo die Berathung fein perfönliches Intereſſe betrifft. Er verpflichtet ſich, zwei⸗ 
hundert Aktien der Geſellſchaft zu behalten. | 


Dieſe zweihundert Aktien bleiben dem Stammregiſter beigeheftet und 
ſind waͤhrend der Dauer ſeiner Funktionen unveraͤußerlich. 


Er verbindet ſich, das Amt eines Generaldirektors waͤhrend der oben 
erwaͤhnten zehn Jahre zu bekleiden, ohne es unter irgend einem Vorwande 
niederlegen zu koͤnnen. 


Sollte er durch die Generalverſammlung ſeiner Stelle entſetzt werden, 
ſo bleiben die zweihundert Aktien, welche er behalten muß, bis zum Ablauf der 
zehn Jahre, waͤhrend welcher er ſich verpflichtet hat, als Generaldirektor zu 
fungiren, unveraͤußerlich. 


Artikel 31. 


Der Generaldirektor iſt mit der Oberaufſicht und der oberen Leitung des 
Betriebes der Bergwerke und Huͤtten, der Fabrikation der Produkte und aller 
Etabliſſemente der Geſellſchaft beauftragt. 

Er hat den Transport der rohen und fabrizirten Waaren, ſowie den 
Verkauf derſelben im beſten Intereſſe der Geſellſchaft zu bewerkſtelligen oder 
bewerkſtelligen zu laſſen. 

Er hat alle zur Unterhaltung des Eigenthums der Geſellſchaft erforder⸗ 

(Fr. 3991.) 25 * | liche 
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liche Arbeiten anzuordnen, alle Ankaͤufe der zum Betriebe und zur Fabrikation 
noͤthigen Werkzeuge und Geräthfchaften abzuſchließen, mit Ausnahme der eigent⸗ 
lichen Maſchinen. 


Er hat alle Beſchluͤſſe des Verwaltungsrathes auszuführen, alle Rechte 
der Geſellſchaft im Namen derſelben auf gerichtlichem Wege geltend zu machen 
und zu vertheidigen, die Korreſpondenz zu leiten und zu unterzeichnen, die Rech⸗ 
nungen mit den Schuldnern abzuſchließen und alle eingehende Gelder zu 
1 1 und auf die Debitoren und die Banquiers der Geſellſchaft zu 
traſſiren. 


Kapitel VII. 
Direktion des Betriebes und der Fabrikation. 


Artikel 32. 


Dem Generaldirektor untergeordnet, beſtehen ein oder mehrere Betriebs⸗ 
und Fabrikdirektoren. 


Dieſe Direktoren werden von dem Verwaltungsrathe ernannt und koͤnnen 
auch von dieſem entſetzt werden. Der Verwaltungsrath beſtimmt das Gehalt 
dieſer Direktoren, die ihnen zu bewilligenden Vortheile und die von ihnen zu 
leiſtende Buͤrgſchaft. 


Iſt der Generaldirektor abweſend oder augenblicklich verhindert, ſo wird 
er in den gewoͤhnlichen Verwaltungshandlungen durch den einen oder anderen 
Betriebs- oder Fabrikdirektor erſetzt. 


Artikel 33. 


Kraft des gegenwärtigen Aktes und ungeachtet des vorhergehenden Ar— 
tikels wird Herr Baron von Beuſt, Direktor des Rheiniſch⸗Weſtphaͤliſchen Berg⸗ 
werksvereines zu Ramsbeck wohnhaft, auf fünfzehn Jahre, vom erſten Juli 
achtzehnhundert drei und fuͤnfzig an gerechnet, zum Betriebs- und Fabrikdirektor 


ernannt. 


Er kann nur aus wichtigen Gruͤnden durch einen von dem Verwal— 
tungsrathe mit einer Stimmenmehrheit von wenigſtens ſieben Mitgliedern ge⸗ 
faßten Beſchluß ſeines Amtes entſetzt werden, nachdem er vorher in ſeinen Er⸗ 
klaͤrungen gehoͤrt worden iſt. 


Er muß wenigſtens vierzig Aktien beſitzen, welche waͤhrend der ganzen 
Dauer feiner Funktionen unveraͤußerlich find. | 


Ra: 
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Kapitel VIII. 
Generalverſammlung der Aktionaire. 


Artikel 34. 


Die Generalverſammlung vertritt die Geſammtheit der Aktionaire; ihre 
Beſchluͤſſe find für alle, ſelbſt für die abweſenden verbindlich. 


Artikel 35. 


Die Generalverſammlung beſteht aus denjenigen Aktionairen, welche we⸗ 
nigſtens zehn Aktien eigenthuͤmlich beſitzen. Jeder hat ſo viele Stimmen, ſo 
5 1 er zehn Aktien beſitzt. Niemand kann aber mehr als zwanzig Stimmen 

aben. 


Die Eigenthuͤmer der Aktien ſind, um der Generalverſammlung beiwoh⸗ 
nen zu konnen, gehalten, vierzehn Tage vor jenem der Generalverſammlung 
ihre Aktienſcheine entweder am Sitze der Geſellſchaft, oder zu Coͤln, Berlin 
oder denjenigen Orten zu hinterlegen, welche ſpaͤter durch den Verwaltungsrath 
bezeichnet und in den im Artikel ſechs und dreißig erwähnten öffentlichen Blaͤt⸗ 
tern angezeigt werden ſollen. Ueber dieſe Hinterlegung wird im Namen der 
Direktion ein Empfangsſchein und eine perſönliche auf den Namen lautende Zu⸗ 
laßkarte ausgeſtellt und verabfolgt. 


Der Aktionair, welcher befugt iſt, den Verſammlungen beizuwohnen, kann 
auf den Grund einer Spezialvollmacht ſich daſelbſt durch einen anderen ſtimm⸗ 
berechtigten Aktionair vertreten laſſen. a 


Der Mandatar hat ſeine Vollmacht bei ſeinem Eintritte in die Verſamm⸗ 
1 bal hinterlegen, nachdem er ſie vorher als aufrichtig und wahr unterzeich⸗ 
net hat. 


ö Der naͤmliche Mandatar kann mehrere ſtimmberechtigte Aktionaire ver⸗ 

treten; er hat alsdann ſo viele Stimmen, als ſeine Mandanten gehabt haben 
wuͤrden, ohne jedoch die Hoͤhe von zwanzig Stimmen, ſeine eigenen ungerechnet, 
uͤberſteigen zu dürfen, 


Artikel 36. 


Die Generalverſammlung findet nur im Inlande und in der Regel zu 
Aachen im Monat Mai eines jeden Jahres ſtatt; der Tag und der Ort der 
Zuſammenkunft wird den Affionairen einen Monat vorher durch Anzeigen in 
einem oder mehreren öffentlichen Tagesblaͤttern der Städte Berlin, Coͤln, Aachen 
und Paris bekannt gemacht. b 


In dieſen Verſammlungen legt der Verwaltungsrath und der General⸗ 
direktor Rechnung uͤber die Lage der Geſellſchaft ab. 
(Nr. 3991.) Die 
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Die vorgedachte oͤffentliche Anzeige ſowohl, als die von der Geſellſchaft 
ausgehenden Veroͤffentlichungen uͤberhaupt, find in dem zu Berlin herauskom⸗ 
menden Preußiſchen Staats-Anzeiger, ſowie in den Zeitungen, die zu Coͤln und 
Aachen unter der Benennung: „Koͤlniſche Zeitung“ und „Aachener Zeitung“ 
erſcheinen, desgleichen in dem „Journal des Debats“, welches in Paris her— 
ausgegeben wird, bekannt zu machen. ; 


Geht eines dieſer Blatter ein, fo iſt ſowohl die Regierung als der Vers 
waltungsrath befugt, ein anderes an deſſen Stelle zu beſtimmen, muß jedoch 
alsdann die Aktionaire durch eine Bekanntmachung in den fort erſcheinenden 
Blättern davon in Kenntniß ſetzen. 5 


Der Regierung zu Aachen ſteht auch die Befugniß zu, dieſe Beſtimmun⸗ 
gen über die Geſellſchaftsblaͤtter zu ändern; die betreffende Verfügung iſt in 
den! Amtsblaͤttern derjenigen Bezirke zu veröffentlichen, in denen die inlaͤndiſchen 
Geſellſchaftsblaͤtter erſcheinen. 


Artikel 37. 


Die Generalverſammlung kann durch einen Beſchluß des Verwaltungs⸗ 
rathes außerordentlich zuſammenberufen werden. 


Auch dieſe Verſammlung darf nur im Inlande und muß in der Regel 
zu Aachen ſtattfinden. Die Bekanntmachung der Einladung zu derſelben erfolgt 
in der im Artikel ſechs und dreißig vorgeſchriebenen Weiſe. 


Diem Verwaltungsrathe ſteht die freie Entſcheidung darüber zu, ob der 
Gegenſtand der Zuſammenberufung in den Anzeigen der Geſellſchaftsblaͤtter 
näher angegeben werden foll, mit Ausnahme des Falles des Artikels drei und 
vierzig. | 

Jedenfalls muͤſſen dieſe Anzeigen immer ausdruͤcken, daß die Verſamm⸗ 
lung eine außerordentliche iſt. f 


Artikel 38. a 


Der Praͤſident des Verwaltungsrathes fuͤhrt ſowohl in den ordentlichen 
als in den außerordentlichen Generalverſammlungen den Vorſitz; die beiden 
Meiſtbetheiligten der Aktionaire ſind Skrutatoren, und, wenn ſie es ablehnen, 
die beiden, die nach ihnen die meiſten Aktien beſitzen und ſo fort bis zur An— 
nahme; der juͤngſte der Aktionaire iſt Sekretair. 

Die Skrutatoren, ſowie der Sekretair duͤrfen jedoch keine Mitglieder des 
Verwaltungsrathes ſein. N 


Artikel 39. 


Die Generalverſammlungen beſchließen über die ihnen vorzulegenden 
a Rech⸗ 
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Rechnungen und tiber alle Vorſchlaͤge, welche ihnen Seitens des Verwaltungs⸗ 
rathes gemacht werden. 8 g 


e Sie ernennen die Mitglieder des Verwaltungsrathes nach abſoluter 
Stimmenmehrheit und durch geheimes Skrutinium. 


Auf den Vorſchlag des Verwaltungsrathes ernennen und entſetzen ſie 
den Generaldirektor, beſtimmen deſſen Gehalt, die ihm zu bewilligenden Vor⸗ 
theile und die von ihm zu leiſtende Buͤrgſchaft. 


f Dies Alles jedoch ohne Praͤjudiz der im Artikel dreißig enthaltenen 
beſonderen Beſtimmungen. 


Artikel 40. 


Die jaͤhrliche Generalverſammlung ernennt drei Kommiſſarien, welche den 
Auftrag haben, die Rechnungen und Bilanzen zu unterſuchen, welche der naͤch⸗ 
ſten Verſammlung von dem Verwaltungsrathe vorzulegen ſind. Die Funktio⸗ 
nen dieſer Kommiſſarien fangen erſt einen Monat vor Ablegung der Rechnun⸗ 
gen an die Generalverſammlung an, und hoͤren mit dem Schluſſe dieſer Ver⸗ 
ſammlung auf. 


Im Laufe des Monats ihrer Funktionen unterſuchen die Kommiſſarien 
im Domizil der Geſellſchaft die Rechnungen des vorhergehenden Jahres und 
erſtatten daruͤber der Generalverſammlung einen Bericht. 


Dieſer Bericht muß dem Verwaltungsrathe acht Tage vor der General⸗ 
Verſammlung mitgetheilt werden. 


a „Die von der Generalverſammlung genehmigte Bilanz iſt abſchriftlich der 
Regierung zu Aachen einzureichen. 


Artikel 41. 


Alle Beſchluͤſſe der Generalverſammlungen werden mit abſoluter Mehr⸗ 
heit der Stimmen der anweſenden Mitglieder gefaßt, mit Ausnahme des im 
folgenden Artikel drei und vierzig vorhergeſehenen Falles. Die Stimmen werden 
laut, oder wenn zehn Mitglieder es verlangen, verdeckt abgegeben. 


Ueber alle Beſchluͤſſe der Generalverſammlungen wird ein notarielles 
Protokoll aufgenommen. 


Artikel 42. 


Zur Ausuͤbung aller dem Verwaltungsrathe beigelegten Befugniſſe wird 
derſelbe gegen dritte Perſonen und Behoͤrden durch ein von einem Notar auf 
den Grund der Wahlverhandlung ausgeſtelltes Atteſt, darüber, aus welchen 
Perſonen der Verwaltungsrath in dem laufenden Jahre zuſammengeſetzt iſt, 
legitimirt. 

(Nr. 3991.) Der 
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Der Generaldirektor legitimirt ſich durch die ihm von dem Verwaltungs⸗ 
rathe zu ertheilende notarielle Vollmacht. 


Artikel 43. 


Nur von einer außerordentlichen Generalverſammlung kann auf den Vor: 
ſchlag des Verwaltungsrathes und vorbehaltlich der landesherrlichen Genehmi— 
gung mit einer Mehrheit von drei Viertel der Stimmen der anweſenden Mit: 
glieder uͤber Modifikationen, Zuſaͤtze und Aenderungen in den gegenwaͤrtigen 
Statuten Beſchluß gefaßt werden. . 


Der Verwaltungsrath hat im Voraus ſchon die volle Ermächtigung, in 
alle Aenderungen einzuwilligen, welche die Landesregierung an den von einer 
ſolchen Generalverſammlung ſpaͤter beſchloſſenen Modifikationen und Zuſaͤtzen 
vorzuſchreiben für noͤthig erachten ſollte. 


Kapitel IX. 
Aufloͤſung und Liquidation. 
Artikel 44. 
Die Auflöfung der Geſellſchaft erfolgt: 


1) wenn die Verluͤſte die Haͤlfte des Grundkapitals uͤberſteigen, 


2) wenn dieſelbe von einer Anzahl von Aktionairen verlangt wird, die we- 
nigſtens drei Viertel der Aktien repraͤſentiren, und 


3) in den Faͤllen der Paragraphen fuͤnf und zwanzig, ſechs und zwanzig und 
acht und zwanzig des Geſetzes vom neunten November achtzehnhundert 
drei und vierzig. 


Der Beſchluß der Aufloͤſung bedarf der landesherrlichen Genehmigung. 
Artikel 45. 
Sollten dieſe Gruͤnde der Aufloͤſung ſich vor der Zeit, wo die jaͤhrliche 


Generalverſammlung ſtattfindet, ergeben, ſo iſt der Verwaltungsrath ver— 
pflichtet, dieſelbe außergewoͤhnlich zu berufen. 


Artikel 46. 
Die Generalverſammlung ernennt drei in den oͤffentlichen Geſellſchafts⸗ 


blaͤttern des Artikels ſechs und dreißig zu bezeichnende Liquidations⸗Kommiſſaire 
und drei Stellvertreter. 


Sie 
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Sie ſetzt noͤthigenfalls ihr Gehalt und die ihnen zu bewilligenden Vor⸗ 
theile feſt. i 

Zwei der Liquidatoren und zwei der Stellvertreter muͤſſen Inlaͤnder ſein; 
die Wahl derſelben unterliegt der Genehmigung der Regierung. Be 


Die Liquidations-Kommiſſion erſetzt unmittelbar den Verwaltungsrath 
und den Generaldirektor. 


Dieſelbe iſt mit der noͤthigen Gewalt bekleidet, um das Mobilar- und 
Immobilarvermoͤgen der Geſellſchaft zu verwerthen. Dieſelbe kann verkaufen, 
auf guͤtlichem Wege verhandeln, zu allen Verträgen und Zugeſtaͤndniſſen im 
Namen der Geſellſchaft die Einwilligung geben, kompromittiren, uͤber alle 
Streitigkeiten und Anſpruͤche ſich vergleichen, den gerichtlichen Weg betreten 
und in allen obigen Faͤllen ſubſtituiren. 


Die Beſchluͤſſe der Kommiſſion werden nach Stimmenmehrheit gefaßt. 


Sollte ein Mitglied der Kommiſſion verhindert fein, ſich zuruͤckziehen oder 
ſterben, ſo berufen die anderen Mitglieder an deſſen Stelle den erſten Vertreter, 
und wenn dieſer nicht eintreten ſollte, den folgenden. 


Artikel 47. 


Vor dem Ablaufe eines Jahres von dem Tage an, wo die Liquidation 
begonnen hat, iſt die Liguidations⸗Kommiſſion verbunden, die Aktionaire unter 
Beobachtung der im Artikel ſechs und dreißig beſtimmten Formen und Friſten zu⸗ 
ſammenzurufen und ihnen den Zuſtand der Liquidation vorzulegen. 


Die Verſammlung beſtimmt ſodann den Zeitraum, binnen welchem die 
Liquidation zu beendigen iſt. 


Artikel 48. 


Alle Streitigkeiten, welche ſich zwiſchen den Aktionairen in Beziehung 
auf die Geſellſchaft oder deren Aufloͤſung erheben koͤnnen, werden durch Schieds- 
richter entſchieden. : 


Das Schiedsgericht, welches zu Aachen feinen Sitz haben foll, wird aus 
drei Schiedsmaͤnnern, die Inlaͤnder ſein muͤſſen, gebildet, uͤber deren Wahl 
ſich die Partheien binnen acht Tagen zu einigen haben; im Falle dieſes nicht 
geſchieht, werden auf den Antrag des fleißigen Theils die drei Schiedsmaͤnner 
von dem Praͤſidenten des Handelsgerichtes zu Aachen ernannt. 


Die Schiedrichter erkennen in letzter Inſtanz; ihr Urtheil kann weder 
durch Berufung, noch durch requete civile, noch durch Kaſſationsrekurs ange⸗ 
griffen werden. i 


Jahrgang 1854. (Nr. 3991.) i 26 Die 
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Die Aktionaire ſind, wie groß auch ihre Anzahl bei einer Streitfrage 
ſein moͤge, verbunden, wenn ſie ein und daſſelbe Intereſſe haben, ein einziges 
gemeinſchaftliches Domizil zu Aachen zu wählen, in welchem ihnen alle pro: 
zeſſualiſche Akten in einer einzigen Abſchrift mitgetheilt werden. 


Thun fie dies nicht, fo iſt die Geſellſchaft befugt, ihnen alle Signifika⸗ 
tionen in einer einzigen Abſchrift auf dem Sekretariate des Handelsgerichtes 
zu Aachen machen zu laſſen. 


88 Artikel 49. 


Die Regierung zu Aachen iſt befugt, einen oder mehrere Kommiſſarien 
zur Wahrnehmung ihres geſetzlichen Auffichtsrechtes für beſtaͤndig oder für 
einzelne Faͤlle zu beſtellen. ö 


Jeder dieſer Kommiſſarien kann nicht nur den Verwaltungsrath und die 
Generalverſammlung der Geſellſchaft guͤltig zuſammenberufen und ihren Be— 
rathungen beiwohnen, ſondern auch jeder Zeit von den Buͤchern, Rechnungen, 
1 1 und ſonſtigen Verhandlungen und Schriftſtuͤcken der Geſellſchaft Ein- 
icht nehmen. 


Artikel 50. 


Die Geſellſchaft bleibt in jeder Beziehung den Beſtimmungen des Ge⸗ 
ſetzes uͤber die Aktiengeſellſchaften vom 9. November achtzehnhundert drei und 
vierzig und den den Bergbau betreffenden ergangenen oder noch ergehenden 
geſetzlichen Vorſchriften unterworfen. 


Artikel 51. 
Alle Koſten, welche fuͤr die Errichtung der gegenwaͤrtigen Statuten und 


10 Konſtituirung der Geſellſchaft aufzuwenden ſind, werden von ihr ſelbſt ge— 
agen. 


Schema 
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Schema A. 
— — 


Aktien- Geſellſchaft 
fuͤr 
Bergbau, Blei⸗ und Zink⸗Fabrikation zu Stolberg und in 
Weſtphalen, 


genehmigt durch Kabinets⸗Order Sr. Majeſtaͤt des Koͤnigs von Beenden vom 31. Dezember 
1843 und dom 1 


Sitz der Geſellſchaft: Aachen. 
Grundkapital: 4,000,000 Rthlr. in 40,000 Aktien. 


Aktie Nr. 


uͤber 
100 Thaler Preuß. Kurant. 


Der Betrag dieſer auf jeden Inhaber lautenden Aktie uͤber Einhundert 
Thaler Preußiſch Kurant iſt baar zur Kaffe der Aktien-Geſellſchaft für Berg⸗ 
bau, Blei- und Zink⸗Fabrikation zu Stolberg und in Weſtphalen bezahlt worden. 


Aachen, den 
Die Mitglieder des Verwaltungsrathes. Der General-Direktor. 


(Nr. 39913992. Schema 
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So 
Aktien - Gefellfchaft 
für 
Bergbau, Blei- und Zink⸗Fabrikation zu Stolberg und in 
Weſtphalen. 
Aktie Rr. 


Dividenden ⸗Schein Rr. 


Zahlbar am 1. Oktober 18.. bei den Banquiers der Geſellſchaft. 
Aachen, den 


1 — „ 2 


Der General-Direktor. 


(Nr. 3992.) Bekanntmachung über die unterm 24. April 1854. erfolgte Allerhoͤchſte Beſtaͤ⸗ 
\ tigung der Statuten der Magdeburger Hagelverſicherungs-Geſellſchaft. 
Vom 27. April 1854. 8 5 


Des Königs Majeſtaͤt haben die durch Notariatsakt vom 10. April d. J. 
feſtgeſtellten Statuten der unter dem Namen „Magdeburger Hagelverficherungs- 
Geſellſchaft“ zuſammengetretenen Aktiengeſellſchaft mittelſt Allerhoͤchſten Er⸗ 
laſſes vom 24. April d. J. zu beſtaͤtigen geruht, was nach Vorſchrift des 
H. 3. des Geſetzes über Aktiengeſellſchaͤften vom 9. November 1843. mit dem 
Bemerken bekannt gemacht wird, daß die Statuten der gedachten Geſellſchaft 
durch das Amtsblatt der Königlichen Regierung zu Magdeburg zur oͤffentlichen 
Kenntniß gelangen werden. > 


Berlin, den 27. April 1854. 


Für den Miniſter für landwirthſchaftliche Angelegenheiten. 
5 Im Allerhoͤchſten Auftrage: 
v. Weſtphalen. 


Redigirt im Büreau des Staats - Miniſteriums. 
ET ET 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei. 
(Rudolph Decker.) 5 


